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Beklagter und Revisionsbeklegterf

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat am 200 Juni43ß3

durch

Senatspräsident Dr° N e u h a u s
— Vorsitzender — ,

Bundesrichter Dro M a i s c h und

Bundesrichter Dr° R e n n e r

beschlossen;

Die Revision des Klägers vom 489/24° April 4969 be„e„
das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom
29° Oktober 4968 wird als unzulässig verworfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

G r ü n d e
___—.. _.‚.__.‚.___—

Mit Beschluß des erkennenden Senats vom 4#° Januar 4969

ist die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes»

sozialgerichts (LSG) Niedersachsen vom 29„Oktober 4968

als unzulässig verworfen worden? weil die Revisionsschrüt
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keinen bestimmten Antrag enthielt° Der daraufhin vom
Prozeßbevollmächtigten des Klägers gestellte Wiederein—

setzungsantrag_ist mit weiterem Beschluß des erkennenden

Senats vom 70 Februar 4969 abgelehnt und die formgerecht,

_aber verspätet eingelegte Revision als unzulässig ver—
'worfen worden° Hierauf hat der Prozeßbevollmächtigte de5'

Klägers mit Schriftsatz vom 48° April 1969 — beim Bundes—

sozialgericht (BSG) eingegangen am 24° April 1969 — er—
neut Revision eingelegt° Dazu hat er vorgetragen‚ die

Revisionsfrist sei bisher nicht verstrichen, da das Urteil

des LSG nicht wirksam zugestellt und damit die Revisions-

frist nicht in Lauf gesetzt worden sei° Nach 5 65 Abs„ 2

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erfolge die Zustellung

von Amts wegen nach den @@2 bis 15 des Verwaltungszu—

stellungsgesetzes (VWZG) vom 5° Juli 4952 (BGBl I 379)„

Im vorliegenden Falle sei mittels eines eingeschriebenen

Briefes, also nach S 4 VWZG zugestellt wordenß Gemäß

Abs„ 2 dieser Bestimmung sei_bei einer solchen Zustellung

in den Akten zu vermerken, an
Welchem Tage der Brief zur

Post gegeben sei° Nach der Rechtsprechung sei keine wirk—

same Zustellüng gegeben, wenn der Urkundsbeamte der Ge—

schäftsstelle in den Akten einen solchen Vermerk nicht an—

‚bringe oder den Vermerk bereits vor der Aufgabe zur Post

fertige (RGZ 124‚ 22; BGHZ 8, 544; BGHZ 52,570; BGH in

}
NDR 1966‚ 454)° ‚Ein derartiger Vermerk nach % 4 Abs° 2
VWZG befinde sich nicht in den Akten° Diese enthielten

lediglich die Durchschrift eines Bégleitschreibens vom
4894101968 ohne Unterschrift und den Einlieferungsschein-

.eines Einschreibens an den Kläger mit Poststempel vom
27A’h’1968° Dieser Einlieferungsschein ersetze den Vermerk

über die Aufgabe zur Post nicht„ Auch aus dem anhängenden
:

.Formular mit dem Inhalt "gilt als zugestellt am 50„41„4968";

ergebe sich nichts andereso Aus der Postquittung mit der
Wiederholung des Auflieferungsdatums sei nicht zu ersehen,
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wann das Urteil tatsächlich zur Post gegeben sei° Eirmal

lasse sich diesem Vermerk nicht genau entnehmen, ob er
sich gerade auf die Absendung des Urteils vom 290 Oktober

4968 beziehe, und zum.anderen ergebe sich daraus nicht

einwandfrei, ob der Brief an diesem Tage zur Post gegeben

oder ob er lediglich versandfertig gemacht oder dem ent—

sprechenden Boten übergeben worden sei° Bereits das Wort

"aufgeliefert" lasse in dieser Hinsicht jede Deutung offeru

‘Der Einlieferungsschein könne nicht etwa zur Auslegung er—

gänzend herangezogen werden, da er nicht zu dem gem„ 5 4

Abs° 2 VWZG erforderlichen Vermerk gehöreo In diesem Zu—

sammenhang werde auf die Entscheidung des Bayerischen

Obersten Landesgerichts in NJW 4967 Seite 264 (richtig:

Seite 2064) hingewiesen° Das erwähnte Formular trage im

übrigen keinerlei Unterschrift° Nach der Rechtsprechung

sei ein Vermerk nach S 4 Abs° 2 VwZG nur dann wirksam‚

wenn er die Unterschrift des zuständigen Beamten trage

(vgl° die Entscheidung des Bayerischen Obersten Landes—

gerichts in NJW 4967)° Auf die Rechtsprechung zu der

gleichliegenden Frage im Falle des 5 245 der Zivilprozeß—

ordnung (ZPO) werde hingewiesen°

Die am 24° April 4969 erneut eingelegte Revision konnte

keinen Erfolg haben, da die Zustellung des LSG—Urteils,

das gem„ % 4 VwZG mit dem dritten Tag nach der Aufgabe zur
Post, doh° am 50° November 4968, als zugestellt gilt, nicht

in dem von der Revision angedeuteten Sinne mangelhaft und

damit die Revisionsfrist von einem Monat wirksam in Lauf

gesetzt worden ist°

Aus Bl° 58 der LSG—Akten ist ersichtlich, daß mit Schreiben

vom 48° November 4968 - Az„z L 40 V 805/68 — eine Aus—

fertigung des angefochtenen Urteils “durch Einschreiben”

an den Kläger Max Stosiek "zum Zwecke der Zustellung über—

sandt" werden isto Bl° 40 der LSG—Akten enthält einen ”Zu—
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stellungsnachweis mit Einlieferungsschein"° Im linken Ab—

schnitt dieses Zustellungsnachweises ist vermerkt, daß zum

AZ,: L 40 V 805/68 S 1:32: o/o Land Niedersachsen eine Ein-
schreibsendung am 27° November 4968 aufgeliefert worden ist,

und daß sie am 500 November 4968 als zugestellt gilt; der

rechte Abschnitt enthält einen Posteinlieferungsschein für
die Einschreibsendung an Max Stosiek, auf dem durch Post—

stempel vom 27° November 4968 und Unterschrift des Post—
bediensteten die Aufgabe zur Post beurkundet worden ist,

‚
Damit ist zunächst nachgewiesen, daß das angefochtene Urteil

am 27, November 4968 zur Post gegeben worden ist„ Denn durch
den Vermerk ”Aufgeliefert am 27,44o4968" i„V°m° dem rechts

daneben befindlichen Posteinlieferungsschein, der das glei—

che Postauflieferungsdatum trägt, ergibt sich eindeutig,

daß die Einschreibsendung an diesem Tage nicht etwa nur ver—
sandfertig gemacht oder einem Boten übergeben, sondern tat—

sächlich.zur Post gegeben worden ist° Der Umstand, daß sich

der Zustellungsnachweis für den Kläger und das Empfangs—_

bekenntnis des Beklagten unmittelbar hinter den Zustellungs—
schreiben für die Urteilsausfertigung befinden, und da kein

‘Anhalt dafür besteht, daß zu dieser Zeit eine andere Sendung

zur Post gegeben werden ist, läßt keinen begründeten Zweifel

daran zu, daß mit der fraglichen Einschreibsendung die Ur—
teilsäusfertigung

zur Pest gegeben worden ist, zumal die

Revision auch nicht behauptet, der Brief habe etwas anderes

als die Urteilsausfertigung enthalten°
V

Diese Aktennachweise genügen auch den Erfordernissen, die das

VwZG in 5 4 für die Zustellung durch die Post mittels ein—

geschriebenen Briefes verlangte Denn Abs, 2 dieser Vorschrift

bestimmt insoweit lediglich: "In den Akten ist zu vermerken,

an welchem Tage der Brief zur Post gegeben ist", Das Gesetz

— wie auch die Verwaltungsvorschriften zu 5 # VwZG — schreibt

dabei weder vor, von wem der in Abs„ 2 genannte Vermerk an—
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zubringen noch daß er von dem Urkundsbeamten oder einem

sonstigen zuständigen Bediensteten zu unterzeichnen ist°

Deshalb könnte schon fraglich sein, ob durch eine Mangel—

haftigkeit oder das gänzliche Fehlen dieses Vermerkes über—

haupt die Wirksamkeit der — tatsächlich erfolgten — Zu—

stellung berührt wird° Verstöße gegen die Vorschriften

über die Zustellung haben zwar grundsätzlich die Unwirk—

samkeit der Zustellung zur Folge (vgl° Eyermann—Fröhler,

Komm° zur Verwaltungsgerichtsordnung —VWGO—Anmc 49 zu
S 56 VwGO; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeß—

rechts, 80 Aufl° 8° 555 und 5 9 Abs° 4 und 2 VwZG);dennoch

wird im Komm° zur Sozialgerichtsbarkeit von Peters/Sautter/

Wolff (4° Aufl„ Anm° zu 5 65 SGG/S 4 VWZG S° 486/60) die

Auffassung vertreten, daß auch beim Fehlen eines Akten—

vermerks die Gültigkeit der Zustellung dadurch nicht be—

rührt, sondern lediglich der Dienststelle der Nachweis der

Zustellung erschwert werde° Auch im Urteil des Bayerischen

Obersten Landesgerichts vom 6° April 4967 in NJW 4967,

2064 ff, auf das sich die Revision bezieht und das sich
mit der gleichlautenden Vorschrift des Art° 4 Abs, 2 des

Bay° Verwaltungszustellungs— und Vollstreckungsgesetzes

(VWZVG) zu befassen hatte, ist betont worden, daß zum VWZG

des Bundes im Schrifttum mehrfach die Ansicht vertreten

werde, 5 4 Abs° 2 sei keine zwingende Zustellungsvorschrift,

sondern nur für die widerlegbare Vermutung des 5 4 Abs, 4

VWZG von Bedeutung„ — Die Rechtsprechung des Bundes—

gerichtshofs (BGH) zu der ganz anders lautenden Vorschrift

des % 243 ZPO, die bestimmt, daß bei Zustellung durch Auf—

gabe zur Post (5 475 ZPO) der Urkundsbeamte der Geschäfts-

stelle in den Akten zu vermerken hat, zu welcher Zeit und

unter welcher Adresse die Aufgabe geschehen ist, geht aller—

dings dahin, daß die Zustellung, sofern dieser Vermerk nicht

vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle unterzeichnet ist,
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nicht wirksam sei (vgl° BGHZ 8, 544, 546, 347; 52, 570,
572, 574 und BGH in NDR 4966, 434 Nr, 27; « ähnlich:

RGZ 424, 22, 24, 27 zur Zustellung mit Zustellungsurkunde

nach 5 490 Abs° 4 ZPO)° Die Rechtsprechung zu 5 245 ZPO
kann jedoch für den vorliegenden Fall nicht maßgebend

sein, weil die Zustellung im Verwaltungs— und Sozial—
gerichtsverfahren gegenüber der Zustellung nach den Be—

stimmungen der ZPO selbständig geregelt ist und auch eine

entsprechende Anwendung der ZPO—Vorschriften insoweit aus—
scheideto Denn diese Rechtsprechung ist zu einer Vor—

schrift ergangen, die‚wie bereits betont, einen ganz
ende?

‘ren Inhalt hat, und die außerdem einen Sonderfall be—

trifft, nämlich den Fall, daß es die Partei unterläßt,

einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen° In diesem

Fall können "alle späteren Zustellungen“_in der Art be—

wirkt werden, daß der Gerichtsvollzieher das Schriftstück

unter der Adresse der Partei nach ihrem Wohnort zur Post

gibt; die Zustellung wird bereits mit der Aufgabe zur Post

als bewirkt angesehen, selbst wenn die Sendung als unzustell—

bar zurückkommt (vgl° @ 475 Abs° 4 ZPO)° Auch das Urteil

des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 6° April 4967

hat nicht verkannt, daß diese Grundsätze nicht ohne weite—

res auf die Zustellungen durch die Verwaltungsbehörden an—

gewendet werden können° Soweit es sich aber auf die für

Zustellungen im Besteuerungsverfahren geltende Vorschrift

des 5 47 Abs° 4 VWZG stützt, wo es heißt, die Absendestelle

hat auf der bei den Akten verbleibenden Urschrift des

Schriftstücks zu vermerken "zur Post am ,°„„°", der damit

beauftragte Beamte "hat den Vermerk mit seinem Namens—
Zeichen zu versehen", muß betont werden, daß diese Vor—

schrift unzweifelhaft eine nur für Zustellungen im Besteu—

erungsverfahren geltende Sonderregelung enthält, die sich

von der Regelung in % 4 Abs° 2 VWZG ebenfalls ganz wesent—

lich unterscheidet° Denn hier ist ausdrücklich bestimmt,
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daß der damit beauftragte Beamte den Vermerk mit seinem

Namenszeichen zu versehen hat° Deshalb wird hier die Zu—

stellung als unwirksam angesehen, wenn der Absendevermerk

.(der mit dem Namenszeichen zu versehende Vermerk “zur

Post am") auf der Ursehrift fehlt (vgl° Tipke/Kruse,
Reichsabgabenordnung Bd, II, 1965 Anm° 5 b zu 5 17 VwZG

‘SD 756), In 5 4 Abs„ 2 VwZG fehlt aber eine solche Vor—
schrift über den Absendevermerk und ist nicht einmal die

Person benannt, die den Aktenvermerk anzubringen hat, so

daß——anders als in den Fällen des 5 245 ZPO und des 5 47
Abs° 4 VwZG — sich aus dem Gesetz auch nicht die Notwendig—

keit ableiten läßt,'durch Unterschrift oder ein Hendzeichen

den Nachweis zu erbringen, daß der Vermerk auch tatsächlich

von dem "Urkundsbeamten der Geschäftsstelle” (@ 215 ZPO)

bzw° von dem ”damit beauftragten Beamten" (@ 47 Abs, 4
‘ VWZG) angebracht worden ist°

Der Senat konnte es jedoch im vorliegenden Fall dahin—
géstellt sein lassen, ob der nach 5 4 Abs„ 2 VwZG anzu—
bringende Aktenvermerk über die Aufgabe zur Post etwa

deshalb zumindest mit einem Handzeichen des Bediensteten
versehen werden muß, weil es sich bei dieser Bestimmung

um eine die Wirksamkeit der Zustellung beeinflussende

Vorschrift handeln könnte, durch deren Nichtbeachtung

für den die Zustellung Betreibenden Unklarheiten über die

ordnungsgemäße Durchführung der Zustellung oder Erschwe—
irungen des Nachweises der erfolgten Zustellung entstehen

können, wie das BSG in der Entscheidung vom 4° Februar

4962 (SozR Nr, 4 zu 5 195 ZPO) zum Fall einer Zustellung
mit Zustellungsurkunde ausgesprochen hato Denn die An—

bringung einer Unterschrift oder eines Handzeichens er—
” übrigt sich jedenfalls dann, wenn — wie hier — außer dem

Aktenvermerk auf dem_gléichen Blatt durch Poststempel und
Unterschrift des Postbediensteten die tatsächliche Aufgabe

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zur Post beurkundet worden ist° Diese amtliche Beurkundung

gibt in weit größerem Maß, als dies die Unterschrift oder

das Handzeichen eines Bediensteten der absendenden Verwal—

tungs— oder Gerichtsbehörde tun könnte, die Gewähr und Si—
cherheit dafür, daß die Einschreibsendung wirklich an diesem

Tag zur Post gegeben und nicht etwa nur versandfertig ge—
macht oder einem Boten übergeben worden ist° Wenn der BGH

demgegenüber im Urteil vom 45° Juni 4960 (BGHZ 52, 570, 575)

entschieden hat, daß der fehlende Aktenvermerk des Urkunde—

beamten im Falle des 5 245 ZPO weder durch den bei den Akten

befindlichen Posteinlieferungsschein über die Absendung des

Urteils in eingeschriebenem Brief noch durch die vorhandenen

Postrückscheine, in denen der Empfang des Urteils vom Empfän—

ger bestätigt wird, ersetzt werde, so läßt sich eine solche
Auffassung

nur durch den oben erwähnten andersartigen Cha—

rakter der Vorschrift des @ 215 ZPO und durch die sonstigen

Zustellungsvorschriften der ZPO, die eine dem 5 4 VwZGent—*
sprechende Zustellungsart nicht kennen, rechtfertigen° Der

BGH hat insoweit mit Recht Bedenken gehabt, im gerichtlichen

Verfahren ein in der ZPO nicht vorgesehenes Zustellungs—

verfahren anzuwenden (aaO S„ 574)° Für die Zustellungen

nach dem VwZG sind solche Bedenken aus den obigen Gründen

jedoch nicht gerechtfertigt° Dieser Erkenntnis hat sich

offenbar auch das Bayerische Oberste Landesgericht im Urteil

vom 6° April 4967 nicht verschließen können, denn es hat dort

ausdrücklich erklärt, es bedürfe keiner Stellungnahme zu der

Frage, ob ein dem Art, 4 Abs° 2 VwZVG genügender Akten—

vermerk vorliege, wenn der Einlieferungsschein der Post (oder\‘

gegebenenfalls der Rückschein, soweit er den Tag der Aufgabe

ersehen läßt) in die Akten eingeheftet wird, wie es ver—

schiedentlich für zulässig gehalten werde (NJW1967, 2066)„
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Da nach alledem eine wirksame Zustellung vorliegt und

die Revisionsfrist demnach einen Monat nach der Zu—

stellung vom 30° November 1968 abgelaufen ist‚ ist die

am 24„ April 4969 erneut eingelegte Revision verspätet,

weshalb sie nach 5 469 Satz 2 SGG als unzulässig zu
verwerfen war°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG°
.
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